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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Martin Stümpfig, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus Gan-
serer, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Rosi 
Steinberger, Dr. Martin Runge und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Fluglärm in Ansbach endlich reduzieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz über be-
reits in Kraft getretene und in Zukunft geplante Maß-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung im Bereich der 
US-Hubschrauberbasis Ansbach-Katterbach bzw. 
Illesheim vor Lärm, Abgasen und Feinstaub sowie 
getroffene Maßnahmen zur generellen Reduzierung 
des militärischen Fluglärms in dieser Region zu be-
richten und dabei insbesondere ausführlich auf fol-
gende Punkte einzugehen: 

─ Welche Ergebnisse erbrachte die Prüfung über 
die Einrichtung von Lärmschutzbereichen am mili-
tärischen Flugplatz Ansbach-Katterbach, welche 
über zehn Jahre andauerte? 

─ Weshalb wurden bei den Berechnungen für die 
sechs verkehrsreichsten Monate eine Zahl von 
4.160 Flugbewegungen zu Grunde gelegt, welche 
deutlich unter der durchschnittlichen Zahl in den 
Jahren 2008 bis 2014 mit 6.970 Flugbewegungen 
lag und mehr als deutlich unter dem Wert von 
12.728 Flugbewegungen im Jahr 2011? 

─ Auf welcher Grundlage und aufgrund welcher Er-
kenntnisse und Informationen durch die amerika-
nischen Streitkräfte geht die Staatsregierung da-
von aus, dass die Prognose für das Jahr 2021 auf 
4.160 Flugbewegungen reduziert werden kann? 

─ Welche Daten über den tatsächlichen Flugbetrieb 
wurden vom Zentrum Luftoperation der Bundes-
wehr bereitgestellt? 

─ Wie hoch ist die Sollstärke der US-Truppen und 
der Hubschrauber derzeit jeweils in Katterbach 
bzw. Illesheim? 

─ Wieviele Luftfahrzeuge und welcher Typ sind in 
Ansbach-Katterbach und Illesheim stationiert (bitte 
Auflistung der Anzahl in den vergangenen fünf 

Jahren) und wie viele werden in den nächsten 
Jahren erwartet? 

─ Wie viele Piloten des US-Militärs absolvieren über 
westmittelfränkischem Gebiet ihre Ausbildungs- 
und Übungsflüge und wie viele Flugstunden um-
fassen diese Flüge pro Jahr? 

─ Wie beurteilt die Staatsregierung die tatsächliche 
Reduktion von Lärmemissionen durch die geplan-
te Ausweisung von Lärmschutzbereichen, welche 
nur 150 m über das Flugfeld in östliche und west-
liche Richtung in unbebaute Bereiche hinausra-
gen? 

─ Welche Entlastungen können die Anwohner der 
stark lärmgeplagten Ortschaften in der Umgebung 
erwarten? 

─ Hält es die Staatsregierung für gerechtfertigt, dass 
für den eigentlichen Flugbetrieb außerhalb des 
Flugplatzes weiterhin keinerlei Lärmschutzvorga-
ben und Lärmschutzgrenzwerte gelten und sich 
auf mündlich geäußerte freiwillige Selbstbe-
schränkungen des amerikanischen Militärs verlas-
sen wird? 

─ Welche Gebiete in Westmittelfranken sind nach 
Kenntnis der Staatsregierung am meisten von mi-
litärischem Hubschrauberfluglärm betroffen und 
wie hoch liegen die Fluglärm Immissionswerte in 
den stark betroffenen Ortsteilen? 

─ Wie hoch sind die Lärmwerte in den Spitzenzeiten 
bzw. im Durchschnitt in diesen Gebieten und wel-
che gesundheitlichen Beeinträchtigungen können 
sich nach Kenntnis der Staatsregierung aus der 
gemessenen Exposition ergeben? 

─ Welche Maßnahmen hat die Staatsregierung ge-
meinsam mit der Bundesregierung bisher ergriffen 
und welche wird sie zukünftig ergreifen, um militä-
rische Flughäfen und Flughafenplätze rechtlich 
den zivilen gleichzustellen, wie es bereits in meh-
reren Koalitionsverträgen zwischen den Regie-
rungsparteien festgelegt war? 

─ Wie beurteilt die Staatsregierung die Grenzwerte 
der einschlägigen Verordnungen, welche weit über 
den Grenzwerten für Straßenverkehrslärm liegen? 

─ Wie kann die Staatsregierung in Zukunft die Inte-
ressen insbesondere der unmittelbaren Anwohner 
der Flugplätze Katterbach und Illesheim unmittel-
bar und wirksam schützen, die von bis zu 120 täg-
lichen Überflügen, lärmenden Platzrunden, Flügen 
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der Kampfhubschrauber in niedriger Höhe über 
einen längeren Zeitraum direkt an und über der 
Bebauung und ähnlichen Belastungen direkt be-
troffen sind? 

─ Kann und wird die Staatsregierung in Gesprächen 
mit den US-Army-Befehlshabern die öffentliche 
Tagung der sogenannten Lärmschutzkommission 
einfordern, so wie das in anderen Bundesländern 
üblich ist? 

─ Wann setzt die Staatsregierung die klare Willens-
äußerung der Stadt Ansbach aus dem Jahr 2009 
um, wonach der Stadtrat der kreisfreien Stadt An-
sbach infolge der erheblichen Belastungen der 
Bevölkerung durch den militärischen Hubschrau-
berbetrieb in einem einstimmigen Beschluss ein 
Überflugverbot mit einem Radius von 600 Metern 
um alle Wohn-und Mischgebiete sowie ein Nacht-
flugverbot von 22:00 bis 06:00 Uhr für die US-Ba-
sis Katterbach forderte? 

─ Sind der Staatsregierung Baumaßnahmen be-
kannt oder fordert sie von der US-Armee Bau-
maßnahmen, die die Lärmemissionen der Stütz-
punkte, etwa beim sog. Heißbetanken der Heli-
kopter, verringern? 

─ Ist eine Überprüfung der Feinstaubimmissionen 
durch den Messwagen des Landesamts für Um-
welt möglich, um die privat gemessenen sehr ho-
hen Messwerte von 74.000 Partikeln pro Kubik-
meter Luft bewerten zu können? 

─ Hält die Staatsregierung die Sicherheit und ge-
sundheitliche Unversehrtheit der Anwohner der 
überflogenen Gebiete mit Blick auf mögliche Ab-
stürze oder Unfälle der Maschinen und Emissio-
nen der Kampfhubschrauber für gewährleistet? 

Begründung: 

Die körperliche Unversehrtheit ist ein mit Verfas-
sungsrang ausgestattetes Gut (Art. 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes – GG). Es ist die Aufgabe der politi-
schen Gremien, sich für den Schutz ihrer Bürgerinnen 
und Bürger einzusetzen. 

Impulsartige, wiederkehrende Lärmbelastungen ober-
halb einer Schwelle von 65 dB (A) tags und 55 dB (A) 
nachts sind gemäß wissenschaftlichen Erkenntnissen 
eindeutig gesundheitsschädlich. Die Helikopter der 
US-Armee erzeugen bei Über- und Vorbeiflügen von 
Wohnhäusern Lärmpegel bis weit über 80 dB (A). Für 
die Immissionsprognosen zur Ermittlung von Lärm-
schutzbereichen werden die auftretenden Lärmimmis-
sionen über einen längeren Zeitraum gemittelt. Da 
Fluglärm im Gegensatz zu Straßenverkehrslärm nicht 
dauerhaft auftritt, werden die Immissionen auf diese 
Weise sehr unterbewertet. Die durchschnittliche Be-
lastung spiegelt nicht die tatsächliche Belastung wie-
der, da die unvermittelt auftretenden Schallereignisse 
eine sehr hohe Störwirkung haben. Diese ist im 
Nachtzeitraum nochmals stark erhöht. Die zu Grunde 
gelegte Berechnung der Lärmimmissionen trägt den 
tatsächlichen, gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
somit nicht Rechnung. 

Zusätzlich zu den Schallemissionen belasten Emissi-
onen von Luftschadstoffen und Feinstaub die Gesund-
heit der Anwohner sehr stark, da der Verbrauch der 
Kampfhubschrauber pro Flugstunde mit 600 bis 1.600 
Liter militärischen Treibstoffs sehr hoch ist. Insbeson-
dere der Treibstoff JP-8 ist mit seinen Additiven hoch-
giftig und krebserregend. Private Messungen bei täg-
lich 120 Flügen ergaben eine Belastung von bis zu 
74.000 Partikeln pro Liter Luft. 

Der ständige gesundheitsschädigende Lärm und die 
Abgase, denen die Anwohner und Bewohner der be-
troffenen Gebiete ausgesetzt sind, erfordern das ent-
schlossene Handeln der Staatsregierung. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/20533 

Fluglärm in Ansbach endlich reduzieren 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durch-
geführt werden: 

1. Der Betreff erhält folgende Fassung: 

„Schutz vor Fluglärm in Ansbach“ 

2. In Absatz 1 wird nach den Wörtern „in dieser Region“ das 
Wort „schriftlich“ eingefügt. 

Berichterstatter: Dr. Christian Magerl 
Mitberichterstatter: Dr. Otto Hünnerkopf 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbrau-
cherschutz federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirt-
schaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie 
und Technologie hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 81. Sit-
zung am 1. März 2018 beraten und e i n s t im m i g  mit den in 
I. enthaltenen Änderungen Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie hat den Antrag in sei-
ner 80. Sitzung am 15. März 2018 mitberaten und e i n s t i m -
m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses zugestimmt. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Lud-
wig Hartmann, Martin Stümpfig, Thomas Gehring, 
Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus 
Ganserer, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Dr. 
Martin Runge, Rosi Steinberger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/20533, 17/21284 

Schutz vor Fluglärm in Ansbach 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss 
für Umwelt und Verbraucherschutz über bereits in Kraft 
getretene und in Zukunft geplante Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung im Bereich der US-Hubschrau-
berbasis Ansbach-Katterbach bzw. Illesheim vor Lärm, 
Abgasen und Feinstaub sowie getroffene Maßnahmen 
zur generellen Reduzierung des militärischen Flug-
lärms in dieser Region schriftlich zu berichten und da-
bei insbesondere ausführlich auf folgende Punkte ein-
zugehen: 

─ Welche Ergebnisse erbrachte die Prüfung über 
die Einrichtung von Lärmschutzbereichen am mili-
tärischen Flugplatz Ansbach-Katterbach, welche 
über zehn Jahre andauerte? 

─ Weshalb wurden bei den Berechnungen für die 
sechs verkehrsreichsten Monate eine Zahl von 
4.160 Flugbewegungen zu Grunde gelegt, welche 
deutlich unter der durchschnittlichen Zahl in den 
Jahren 2008 bis 2014 mit 6.970 Flugbewegungen 
lag und mehr als deutlich unter dem Wert von 
12.728 Flugbewegungen im Jahr 2011? 

─ Auf welcher Grundlage und aufgrund welcher Er-
kenntnisse und Informationen durch die amerika-
nischen Streitkräfte geht die Staatsregierung da-
von aus, dass die Prognose für das Jahr 2021 auf 
4.160 Flugbewegungen reduziert werden kann? 

─ Welche Daten über den tatsächlichen Flugbetrieb 
wurden vom Zentrum Luftoperation der Bundes-
wehr bereitgestellt? 

─ Wie hoch ist die Sollstärke der US-Truppen und 
der Hubschrauber derzeit jeweils in Katterbach 
bzw. Illesheim? 

─ Wie viele Luftfahrzeuge und welcher Typ sind in 
Ansbach-Katterbach und Illesheim stationiert (bitte 
Auflistung der Anzahl in den vergangenen fünf 
Jahren) und wie viele werden in den nächsten 
Jahren erwartet? 

─ Wie viele Piloten des US-Militärs absolvieren über 
westmittelfränkischem Gebiet ihre Ausbildungs- 
und Übungsflüge und wie viele Flugstunden um-
fassen diese Flüge pro Jahr? 

─ Wie beurteilt die Staatsregierung die tatsächliche 
Reduktion von Lärmemissionen durch die geplan-
te Ausweisung von Lärmschutzbereichen, welche 
nur 150 m über das Flugfeld in östliche und west-
liche Richtung in unbebaute Bereiche hinausra-
gen? 

─ Welche Entlastungen können die Anwohner der 
stark lärmgeplagten Ortschaften in der Umgebung 
erwarten? 

─ Hält es die Staatsregierung für gerechtfertigt, dass 
für den eigentlichen Flugbetrieb außerhalb des 
Flugplatzes weiterhin keinerlei Lärmschutzvorga-
ben und Lärmschutzgrenzwerte gelten und sich 
auf mündlich geäußerte freiwillige Selbstbe-
schränkungen des amerikanischen Militärs verlas-
sen wird? 

─ Welche Gebiete in Westmittelfranken sind nach 
Kenntnis der Staatsregierung am meisten von mi-
litärischem Hubschrauberfluglärm betroffen und 
wie hoch liegen die Fluglärm Immissionswerte in 
den stark betroffenen Ortsteilen? 

─ Wie hoch sind die Lärmwerte in den Spitzenzeiten 
bzw. im Durchschnitt in diesen Gebieten und wel-
che gesundheitlichen Beeinträchtigungen können 
sich nach Kenntnis der Staatsregierung aus der 
gemessenen Exposition ergeben? 

─ Welche Maßnahmen hat die Staatsregierung ge-
meinsam mit der Bundesregierung bisher ergriffen 
und welche wird sie zukünftig ergreifen, um militä-
rische Flughäfen und Flughafenplätze rechtlich 
den zivilen gleichzustellen, wie es bereits in meh-
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reren Koalitionsverträgen zwischen den Regie-
rungsparteien festgelegt war? 

─ Wie beurteilt die Staatsregierung die Grenzwerte 
der einschlägigen Verordnungen, welche weit über 
den Grenzwerten für Straßenverkehrslärm liegen? 

─ Wie kann die Staatsregierung in Zukunft die Inte-
ressen insbesondere der unmittelbaren Anwohner 
der Flugplätze Katterbach und Illesheim unmittel-
bar und wirksam schützen, die von bis zu 120 täg-
lichen Überflügen, lärmenden Platzrunden, Flügen 
der Kampfhubschrauber in niedriger Höhe über 
einen längeren Zeitraum direkt an und über der 
Bebauung und ähnlichen Belastungen direkt be-
troffen sind? 

─ Kann und wird die Staatsregierung in Gesprächen 
mit den US-Army-Befehlshabern die öffentliche 
Tagung der sogenannten Lärmschutzkommission 
einfordern, so wie das in anderen Bundesländern 
üblich ist? 

─ Wann setzt die Staatsregierung die klare Willens-
äußerung der Stadt Ansbach aus dem Jahr 2009 
um, wonach der Stadtrat der kreisfreien Stadt An-
sbach infolge der erheblichen Belastungen der 
Bevölkerung durch den militärischen Hubschrau-
berbetrieb in einem einstimmigen Beschluss ein 
Überflugverbot mit einem Radius von 600 Metern 
um alle Wohn- und Mischgebiete sowie ein Nacht-
flugverbot von 22:00 bis 06:00 Uhr für die US-Ba-
sis Katterbach forderte? 

─ Sind der Staatsregierung Baumaßnahmen be-
kannt oder fordert sie von der US-Armee Bau-
maßnahmen, die die Lärmemissionen der Stütz-
punkte, etwa beim sog. Heißbetanken der Heli-
kopter, verringern? 

─ Ist eine Überprüfung der Feinstaubimmissionen 
durch den Messwagen des Landesamts für Um-
welt möglich, um die privat gemessenen sehr ho-
hen Messwerte von 74.000 Partikeln pro Kubik-
meter Luft bewerten zu können? 

─ Hält die Staatsregierung die Sicherheit und ge-
sundheitliche Unversehrtheit der Anwohner der 
überflogenen Gebiete mit Blick auf mögliche Ab-
stürze oder Unfälle der Maschinen und Emissio-
nen der Kampfhubschrauber für gewährleistet? 

Die Präsidentin 

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhal­

tens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte 

ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI­

EN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie Frau Kollegin Claudia 

Stamm (fraktionslos), Herr Kollege Günther Felbinger (fraktionslos) und Herr Kollege 

Alexander Muthmann (fraktionslos). Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – 

Keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
130. Plenum, 18.04.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1
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